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◆ Fünfte Verordnung zur Änderung der

Ver ordnung des Landkreises Starnberg über 

die Inschutznahme des Starn berger Sees und 

der westlich angrenzenden Gebiete (Land-

schaftsschutzverordnung „Starn berger See 

und westlich angrenzende Gebiete”) vom

28. Juli 2015

Auf Grund von § 20 Abs. 2 Nr. 4, § 22 Abs. 2 
Satz 1 und § 26 des Gesetzes über Naturschutz 
und Landschaftspfl ege (Bundesnatur schutz gesetz 
– BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. August 2013 
(BGBl I S. 3154), in Verbindung mit Art. 12 Abs. 1 
Satz 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 des 
Gesetzes über den Schutz der Natur, die Pfl ege 
der Landschaft und die Erholung in der freien 
Natur (Bay e risches Naturschutzgesetz – 
BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl 2011, 
S. 82, BayRS 791-1-UG), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. April 2015 (GVBI vom 30.04.2015, 
S. 73) erlässt der Landkreis Starnberg folgende

Verordnung:

§ 1

Die Verordnung des Landkreises Starnberg über 
die Inschutznahme des Starnberger Sees und der 
westlich angrenzenden Gebiete (Land schafts-
schutz verordnung „Starnberger See und westlich 
angrenzende Gebiete“) vom 4. Mai 1987 (Amts-
blatt für den Landkreis Starn berg Nr. 20 vom 19. 
Mai 1987), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 16. April 2012 (Amts blatt für den Landkreis 
Starnberg Nr. 17 vom 25. April 2012), wird wie 
folgt geändert:

Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes wer-
den in der Gemeinde Pöcking, Gemar kun gen 
Maising und Pöcking, teilweise neu festgesetzt. 
Aus dem Geltungsbereich (§ 2 Schutz ge biets-
grenzen) herausgenommen wird die in den oben-
stehenden Karten (Anlagen) Maßstab (M) 
1:50.000 und 1:3.000 gekennzeichnete Fläche mit 
einer Größe von ca. 6,858 ha. Die Karten sind Be-
stand teil dieser Verordnung. Maßgebend für den 
Grenzverlauf ist die Eintragung in die Kar te M 
1:3.000. Es gilt die Innenkante der Ab gren zungs-
linie.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Be kannt-
machung im Amtsblatt für den Landkreis 
Starnberg in Kraft. 

Starnberg, 28.07.2015

LANDRATSAMT STARNBERG
Karl Roth, Landrat

Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 des Baugesetzbuchs 
kann sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen 
Ziele, Zwecke und die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten. Dazu liegen die Plan-
unterlagen in der Zeit 

vom 06.08.2015 bis einschließlich 21.08.2015

während der allgemeinen Dienststunden montags 
bis freitags von 08.00 bis 12.00 Uhr und donners-
tags von 15.00 bis 18.00 Uhr aus. In Ausnahme-
fällen kann der Bebauungsplan nach Termin ver ein-
barung auch außerhalb dieser Dienststunden ein-
gesehen werden. Ebenso besteht innerhalb der 
vorstehenden Frist die Gelegenheit zur Äußerung.
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a des Baugesetzbuchs aufge-
stellt, weshalb von der Durchführung einer Um-
welt prüfung abgesehen wird.

Starnberg, 31. Juli 2015

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Bekanntmachung der Gemeinde Gilching

◆ Verordnung über das Anbringen von An -

schlä gen und Plakaten in der Öffentlichkeit auf 

bestimmten Flächen (Plakatierungsverordnung)

Die Gemeinde Gilching erlässt aufgrund von Art. 28 
des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) 
in der Fassung vom 13.12.1982 (BayRS 2011-2-I), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Juli 
2014 (GVBl. S. 286), folgende

Verordnung:

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Anschläge in der Öffentlichkeit im Sinne dieser 
Verordnung sind Plakate, Zettel, Schilder, Tafeln, 
Bildwerfer oder Transparente, die an unbewegli-
chen Gegenständen, wie z. B. Ge bäu den, Mau-
ern, Zäunen, Geländern, Bäumen, Licht- und 
Telefon masten sowie Stromkästen oder an be-
weglichen Gegenständen, wie z. B. Plakat stän-
dern, Fahr zeu gen oder Fahr zeug an hängern oh-
ne Zugfahrzeug, befestigt sind.

(2) Anschläge befi nden sich in der Öffentlichkeit, 
wenn sie von einer unbestimmten Anzahl von 
Per sonen wahrgenommen werden können, 
insbesondere im öffentlichen Verkehrsraum 
oder von ihm aus.

(3) Die Vorschriften insbesondere der Straßen ver-
kehrsordnung (StVO), des Bayerischen Straßen- 
und Wegegesetzes (BayStrWG), des Bundes-
fern straßengesetzes (FStrG), der Bay erischen 
Bau ord nung (BayBO) und des Bauge setz bu-
ches (BauGB) bleiben unberührt. Orts feste An-
lagen der Wirt schafts werbung (Werbe an lagen), 
die von der Baye rischen Bau ordnung erfasst 
werden, fallen nicht unter den Regelbe reich die-
ser Verordnung.

§ 2 Beschränkung von Anschlägen

(1) Das Anbringen von Anschlägen bzw. Aufstellen 
von beweglichen Plakatständern an Bäumen 
sowie im Bereich von Grünfl ächen und Ver-
kehrs inseln ist nicht gestattet.

(2) Die Anzahl von Anschlägen bzw. beweglichen 
Plakatständern ist auf maximal 20 Stück je 
Veran staltung begrenzt. Die Größe der An-
schlä ge bzw. der Plakate darf DIN A 1-Maße 
nicht überschreiten. 2-fach und 3-fach-Ständer 
zählen als ein Pla katständer.

(3) Anschläge auf Anschlagstellen von Werbe un-
ternehmen sowie auf sonstigen privaten 
Flächen wie Zäunen oder Wänden dürfen nur 
mit Ein wil ligung des Eigentümers erfolgen.

§ 3 Genehmigung, Anforderungen 

an die Anschläge

(1) Das Anbringen von Anschlägen bzw. das Auf-
stellen von Plakatständern ist genehmigungspfl ich-

tig.

(2) Für Veranstaltungen, die nicht in den Land-
kreisen Starnberg oder Fürstenfeldbruck statt-
fi nden, wird eine Genehmigung für das An-
bringen von Anschlägen bzw. Aufstellen von 
Plakat stän dern grundsätzlich nicht erteilt.

(3) Die Genehmigung ist spätestens sieben Tage 
vor der geplanten Aufstellung bzw. vor dem 
geplanten Anschlag schriftlich bei der Gemein-
de Gilching zu beantragen.

(4) Die Anschläge bzw. die Plakatständer sind in-
nerhalb von vier Tagen nach Ende der jeweili-
gen Veranstaltung zu beseitigen.

(5) Die Plakate dürfen weder durch Form, Farbe 
und Größe noch durch Art und Ort der An brin-
gung Anlass zu Verwechslungen mit Verkehrs-
zeichen und Verkehrseinrichtungen geben oder 
deren Wir kung beeinträchtigen.

(6) Bereits angebrachte Anschläge bzw. Plakate 
dürfen nicht überklebt werden sofern die An-
kün digung noch aktuell ist.

(7) Auf den Anschlägen ist jeweils der für den In-
halt und die Aufstellung Verantwortliche mit 
Adres se zu benennen.

(8) Es besteht kein Anspruch auf Plakatierung.

Flurstuecke

LSG-Herausnahme

LSG - Bestand

Übersichtskarte M 1:50.000
Schutzgebietskarte M 1:3.000

Hinweis:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 
bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres nach Bekannt mach ung die-
ser Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der 
Tatsachen, die die Verletzung begründen sollen, 
beim Land rats amt Starnberg geltend gemacht 
wird (vgl. Art. 52 Abs. 7 Satz 1 BayNatSchG).

Landratsamt Starnberg – Karl Roth, Landrat

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

◆ Bebauungsplan Nr. 7404, 1. Änderung für 

das Gebiet nördlich der Wangener Straße 

betreffend die Fl.Nrn. 313 (teilw.) und 314,

Gemarkung Leutstetten; Fassung des 

Än de r ungsbeschlusses, Unterrichtung der 

Öffentlichkeit

Die Erste Bürgermeisterin hat am 08.05.2015 bzw. 
am 29.07.2015 beschlossen, den Bebauungsplan 
zu ändern und das Verfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 7404 gemäß § 13 a des Bau-
gesetzbuchs durchzuführen, was hiermit ortsüblich 
bekannt gemacht wird (§§ 2 Abs. 1, 13a Abs. 3 des 
Baugesetzbuchs). Der Geltungsbereich ist aus dem 
nachstehenden Lageplan ersichtlich.

Geltungsbereich der Änderung des Babuungsplans Nr. 7404 der Stadt Starnberg
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§ 4 Wahlen und Abstimmungen

(1) Den politischen Parteien und Wählergruppen, 
sowie den Antragstellern für Volksbegehren 
und Volksentscheide wird gestattet, sechs 
Wochen vor und eine Woche nach Wahlen und 
Ab stim mungen bewegliche Plakatständer auf 
Gehsteigen und außerhalb von Verkehrsfl ächen 
liegenden Grund stücken aufzustellen, wenn da-
durch weder der Fußgängerverkehr noch der 
fl ießende Verkehr auf den Straßen beeinträch-
tigt wird. § 2 Abs. 2 dieser Verordnung fi ndet 
hier keine Anwendung.

(2) Die Plakate dürfen weder durch Form, Farbe 
und Größe noch durch Art und Ort der An-
bringung Anlass zu Verwechslungen mit Ver-
kehrszeichen und Verkehrseinrichtungen geben 
oder deren Wir kung beeinträchtigen.

§ 5 Ausnahmen

(1) Die Gemeinde Gilching kann in besonderen 
Fällen Ausnahmen von § 2 und § 3 der Ver ord-
nung zulassen, wenn das Orts- und Land-
schaftsbild nicht oder nur unwesentlich beein-
trächtigt wird und die Beseitigung der An-
schläge bzw. der Pla kate innerhalb von vier 
Tagen nach der Veran stal tung gewährleistet ist. 
Die Ausnahme genehm i gung kann zeitlich be-
fristet, mit einem Vorbehalt des Widerrufs, mit 
Bedingungen oder Aufl agen erteilt werden.

(2) Von der Beschränkung nach § 2 der Ver ord-
nung ausgenommen sind Bekanntmachungen 
und Anschläge, die von den Eigentümern, ding-
lich Be rechtigten, Pächtern oder Mietern von 
An we sen und Grundstücken an diesen in eige-
ner Sache angeschlagen werden sowie Plakate 
und Ankün di gungen, die für Veranstaltungen 
durch örtliche Vereine und Verbände in den 
Schaufenstern ausgehängt werden.

§ 6 Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 ohne Genehmigung öffentliche 
Anschläge anbringt oder anbringen lässt,

2. entgegen § 2 und § 3 ohne eine Aus nah me-
genehmigung nach § 5 öffentliche An  schlä-
ge außerhalb der zugelassenen Flä chen 
an bringt oder anbringen lässt,

3. entgegen § 3 Abs. 3 die Anschläge innerhalb 
von vier Tagen nach Ende der jeweiligen 
Ver anstaltung nicht beseitigt.

(2) Der gemeindliche Bauhof ist befugt, An schläge 
und Plakate, die nicht nach dieser Verordnung 
genehmigt oder nicht rechtzeitig abgenommen 
worden sind, im Rahmen der Ersatzvornahme 
eigenmächtig und unverzüglich zu entfernen.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Gilching, 28.07.2015

Gemeinde Gilching – Manfred Walter, 1. Bürgermeister

Bekanntmachung des Abfall wirtschafts ver-

ban des Starnberg

◆ Jahresabschluss 2014 des Abfallwirt schafts -

ver bandes Starnberg

Auf der Grundlage des in der Verbands ver samm-
lung des Abfallwirtschaftsverbandes Starnberg 
vom 22.07.2015 gefassten Beschlusses werden 
gem. § 25 Abs. 4 Eigenbetriebsverordnung nach-
folgend die Behandlung und Offenlegung des 
Jahresabschlusses 2014 bekannt gemacht:

1. Beschluss über die Feststellung des 

Jahres ab schlusses:

 Der Bestätigungsvermerk der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AWT GmbH, 
München, auf den Jahresabschluss zum 
31.12.2014 entsprechend dem Testat vom 
30.06.2015 wird zur Kenntnis genommen.

2. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers:

 Der Jahresabschluss zum 31.12.2014 wurde 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO 
AWT GmbH, München, entsprechend §§ 316 ff 
HGB geprüft und mit einem uneingeschränkten 
Prüfungsvermerk versehen.

3. Behandlung des Jahresergebnisses:

 Auf der Grundlage des Ergebnisses der Ab-
schluss prüfung vom 30.06.2015 und des Er-
geb nisses der örtlichen Rechnungsprüfung 
vom 01.07.2015 wird für das Wirtschaftsjahr 
2014 das wirtschaftliche Ergebnis wie folgt 
festgestellt:

Bilanzsumme

EUR
Jahresverlust

EUR

2014 18.002.084,24 860.611,62

 Der Verlust soll gem. § 8 Abs. 2 Satz 2 EBV 
mit dem Gewinnvortrag verrechnet werden. 
Der bilanziell ausgewiesene Gewinn vermin-
dert sich damit auf 1.054.966,81 EUR.

4. Auslegung von Jahresabschluss und 

Lagebericht:

 Der Jahresabschluss 2014 und der Lagebericht 
können in der 33. Kalenderwoche in den Ge-
schäfts räumen des AWISTA, Moosstraße 5, 
82319 Starnberg während der Geschäftszeiten 
Montag bis Freitag von 7:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
eingesehen werden.

Starnberg, 30.07.2015

ABFALLWIRTSCHAFTSVERBAND STARNBERG – 
Peter Wiedemann, Geschäfts- und Werkleiter

VORBILDLICHE

PROJEKTE UND INITIATIVEN

GESUCHT!

Bewerben Sie sich bis 

1. Oktober 2015

Nähere Infos: 
www.lk-starnberg.de/energiepreis 

oder Tel. 0 81 51 148-442

Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg
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